
Zweckbestimmung: Blühwiese

VERFAHRENSVERMERKE
Aufgestellt nach den Bestimmungen des Baugesetzbuches (BauGB), der Baunutzungsverordnung
(BauNVO), der Planzeichenverordnung (PlanZV) und der Verordnung über die Aufnahme von auf
Landesrecht beruhenden Regelungen in den Bebauungsplan in der zum Zeitpunkt des Satzungs-
beschlusses jeweils gültigen Fassung.
Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt bezüglich der Fläche für den Gemeinbedarf im
Regelverfahren nach den §§ 2ff BauGB; im Übrigen im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB.

Aufstellungsvermerk (§ 2 Abs. 1 BauGB):
Die Gemeindevertretung hat am 02.02.2026 die Aufstellung des
Bebauungsplanes beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss ist am 13.02.2026 ortsüblich bekannt gemacht worden.

Beschluss über den Planentwurf:
Die Gemeindevertretung hat den Entwurf des Bebauungsplanes am 01.06.2026
festgestellt und die öffentliche Auslegung beschlossen.

Auslegungsvermerk (§ 3 Abs. 2 BauGB):
Der Bebauungsplan einschließlich Begründung und der bereits vorliegenden
umweltbezogenen Stellungnahmen wurde in der Zeit vom 15.06.2026 bis zum
17.07.2026 öffentlich ausgelegt und im Internet veröffentlicht.
Die öffentliche Auslegung wurde vor Beginn der Veröffentlichungsfrist
ortsüblich bekannt gemacht und im Internet veröffentlicht.

Förmliche Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB) sowie Abstimmung mit den Nachbargemeinden
(§ 2 Abs. 2 BauGB):
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbar-
gemeinden sind in der Zeit vom 15.06.2026 bis zum 17.07.2026 förmlich
beteiligt worden.

Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB):
Die Gemeindevertretung hat die eingegangenen Anregungen und Bedenken
geprüft, abgewogen und anschließend den Bebauungsplan mit Begründung
am TT.MM.JJJJ als Satzung beschlossen.

Bekanntmachungsvermerk (§ 10 Abs. 3 BauGB):
Der Satzungsbeschluss ist am TT.MM.JJJJ ortsüblich bekannt gemacht worden.
Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft.

Philippsthal (Werra), den ..............................

Der Gemeindevorstand ...............................................................

GEOS
Dipl.-Ing. Jochen Gerlach
Erdmannroder Straße 19
36277 Schenklengsfeld
Tel: 06629  91 54 55
geos-stadtplanung@t-online.de

Ortsteil Gethsemane

Verfahrensstand Plandatum

Textfestsetzungen Gemeinbedarfsfläche
Teilgeltungsbereich 1
1.     Planungsrechtliche Textfestsetzungen
1.1   Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

2.4    Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

2.2    Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

- Fläche für den Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)
Zweckbestimmung: "Feuerwehrgerätehaus"
Zulässig sind Gebäude, Einrichtungen und Anlagen, die der festgesetzten
Zweckbestimmung entsprechen.

- Das Maß der baulichen Nutzung (GRZ, GFZ, Zahl der Vollgeschosse) richtet sich
nach Eintragung in der Planzeichnung (Nutzungsschablone).

Baugrenzen
- Die überbaubaren Grundstücksflächen richten sich nach der Eintragung in der
Planzeichnung (Nutzungsschablone).

Frühzeitige Beteiligungen
Öffentliche Auslegung
Förmliche TÖB-Beteiligung
Satzungsbeschluss

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Dörfliches Wohngebiet (§ 5a BauNVO)

- Dörfliches Wohngebiet (§ 5a BauNVO)
Nutzungseinschränkungen gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO):
- Tankstellen sind auch nicht ausnahmsweise zulässig.

2.3    Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
Die Bauweise richtet sich nach der Eintragung in der Planzeichnung (Nutzungsschablone)
- Es ist die offene Bauweise festgesetzt (§ 22 Abs. 2 BauNVO)

3.     Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 91 HBO)
im Teilgeltungsbereich 2
Dachform
- Die Dachform richtet sich nach der Eintragung in der Planzeichnung
(Nutzungsschablone).

Auf die Broschüre "Nachhaltige Außenbeleuchtung" des Hessischen Ministeriums für
Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz sowie den "Leitfaden zur
Neugestaltung und Umrüstung von Außenbeleuchtungsanlagen" - Anforderungen an
eine nachhaltige Außenbeleuchtung des Bundesamtes für Naturschutz -
wird hingewiesen.

Vosorgender Bodenschutz
Bei der Umsetzung der Planung sind die vom Hessischen Ministerium für Landwirtschaft
und Umwelt, Weinbau, Forsten, Jagd und Heimat (HMLU, 2024) herausgegebenen
Merkblätter "Bodenschutz für Bauausführende", Bodenschutz für Häuslebauer" und
"Boden - mehr als Baugrund",  Bodenschutz für Bauausführende" zu beachten.
Auf die Maßnahmensteckbriefe des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt
und Geologie (HLNUG) "Bodenkundliche Baubegleitung" und "Verwendung des Boden-
materials am Eingriffsort" wird hingewiesen.

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB):

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger
öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB) sowie Abstimmung mit den
Nachbargemeinden (§ 2 Abs. 2 BauGB):

Ausfertigungsvermerk:
Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Planes mit den hierzu ergangenen
Beschlüssen der Gemeindevertretung übereinstimmt und dass die für die
Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften eingehalten worden
sind.

Philippsthal (Werra), den ..............................

Der Gemeindevorstand ...............................................................

Philippsthal (Werra), den ..............................

Der Gemeindevorstand ...............................................................

 

M 1: 2.000

Die Öffentlichkeit ist vom 18.02.2026 bis zum 20.03.2026 frühzeitig an der
Änderung des Bebauungsplanes beteiligt worden.

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbar-
gemeinden sind vom 18.02.2026 bis zum 20.03.2026 frühzeitig an der Änderung
des Bebauungsplanes beteiligt worden.
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Zeichenerklärung
Teilgeltungsbereich 2

Geltungsbereich (§ 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB)
Plangebietsgrenze Teilgeltungsbereich 2

Planzeichnung der 1. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 1a
"Westlicher Ortsteil" (2013)

Textfestsetzungen
Teilgeltungsbereich 2
1.     Planungsrechtliche Textfestsetzungen
1.1   Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Nutzungseinschränkungen gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO:
- Die im Dörflichen Wohngebiet ausnahmsweise zulässigen
Anlagen nach § 5a Abs. 3 BauNVO sind auch nicht
ausnahmsweise zulässig.

Fläche für den Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)
Zweckbestimmung: "Feuerwehrgerätehaus"F

Zeichenerklärung Teilgeltungsbereich 1
Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Dörfliches Wohngebiet (§ 5a BauNVO)MDW

Füllschema der Nutzungsschablone (Gemeinbedarfsfläche)
Maximale Grundfläche Gebäude (Feuerwehrgerätehaus) über dem fertigen Gelände

Maximale Gebäudehöhe (Feuerwehrgerätehaus) über dem fertigen Gelände

Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
Baugrenzen (§ 23 Abs.1  BauNVO)

Verkehrsflächen und der Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Bereich für Ein- und Ausfahrt der Feuerwehr-Einsatzfahrzeuge

Flächen zum Anpflanzen von sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

Erläuterungen

Maßlinie (Meter)5,00

Hinweise
Denkmalschutz / Bodendenkmäler
Bei Erdarbeiten entdeckte Bodendenkmäler und Bodenfunde (z. B. Mauern, Stein-
setzungen, Bodenverfärbungen, Scherben, Steingeräte, Skelettreste u. a. sind nach
§ 21 Abs. 1 Hessisches Denkmalschutzgesetz unverzüglich der Denkmalfachbehörde
(Landesamt für Denkmalpflege, Marburg) oder der Unteren Denkmalschutzbehörde
des Landkreises Hersfeld-Rotenburg anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind
bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten
und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen.

Insektenschutz / Außenbeleuchtung
Zur Vermeidung von Beeeinträchtigungen lichtempfindlicher Fledermäuse und nachtaktiver
Insekten sollen für die Außenbeleuchtung ausschließlich LED-Leuchten mit optimaler
Lichtlenkung in abgeschirmten Gehäusen mit gelblichem Farbspektrum bis max. 2.500
Kelvin verwendet werden. Auf die Empfehlungen und Planungshilfen für Eigentümer
"Umweltfreundliche Außenbeleuchtung am Haus und im Garten", herausgegeben von den
Verwaltungen UNESCO-Biosphärenreservat Rhön wird hingewiesen.

Nachsorgender Bodenschutz
Ergeben sich im Zuge von Bodeneingriffen Hinweise auf schadstoffbedingte Boden-
veränderungen, ist im Sinne der Mitwirkungspflichten nach § 4 Abs. 2 des
Hessischen Altlasten- und Bodenschutzgesetzes die zuständige Bodenschutz-
behörde zur Abstimmung des weiteren Vorgehens hinzuzuziehen.
Auf folgende einschlägige DIN-Normen zum Bodenschutz wird hingeiwesen:
DIN 19731 Verwendung von Bodenmaterial
DIN 19639 Bodenschutz bei der Planung und Durchführung von Bauvorhaben
DIN 18300 Erdarbeiten
DIN 18915 Vegegtationstechnik im Landschaftsbau - Bodenarbeiten
DIN 18920 Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz von Bäumen,
Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen

1.2   Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB):

- Die maximale Grundfläche für Gebäude (Feuerwehrgerätehaus) beträgt 600 m².
Gebäudegrundflächen (GR max):

Gebäudehöhen (H max):
- Die maximale Höhe für Gebäude (Feuerwehrgerätehaus) beträgt 8,0 m über
dem fertigen Gelände.

Befestigung der Freiflächen:
- Die zulässige Grundfläche innerhalb der Gemeinbedarfsfläche durch vollständig
versiegelte Flächen für den Alarm- und Übungsplatz etc. beträgt 600 m².

1.3   Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB):
- Die überbaubaren Grundstücksflächen richten sich nach der Eintragung in der
Planzeichnung (Baugrenzen).

- PKW-Stellplätze und Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO sind innerhalb der
Gemeinbedarfsfläche auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

1.4   Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB):
Begrenzung der Bodenversiegelung
- Die Befestigung der PKW-Stellplätze ist in versickerungsfähigen Materialien wie
Rasenliner, Schotterrasen, Rasengittersteinen, Splittfugenpflaster, Pflaster mit
Rasenfuge, Porenpflaster oder vergleichbaren Materialien auszuführen, soweit
betriebliche Belange oder Belange des Wasser- und Bodenschutzes dem nicht
entgegenstehen.

1.5   Anpflanzen von sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB):
- Die privaten Grünflächen sind als Blühwiesen anzulegen.
- Als Saatgutmischung soll die UG 21 Hessisches Bergland verwendet werden.
- Die Aussatstärke liegt bei 10 kg / ha.
- Die Einsaat ist alle fünf Jahre zu erneuern.
- Außer der Bestellmaßnahme ist keine weitere Bearbeitung vorzunehmen.
- Es dürfen keine Dünge- oder Pflanzenschutzmittel auf die Flächen aufgebracht werden.

1

Bereich für Ein- und Ausfahrt der PKW-Stellplätze der Einsatzkräfte2

Flächen für Nebenanlagen, die aufgrund anderer Vorschriften für die Nutzung von
Grundstücken erforderlich sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)
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M 1 : 1.000

Teilgeltungsbereich 1

MDW

Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 1a - 1. Änderung (2013)
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Textfestsetzungen MDW -Teilgeltungsbereich 1
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2.1    Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
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Entwässerungsgraben

Blühwiese
556 m² Blühwiese

397 m²

PKW-Stellplätze der Einsatzkräfte

Anlage einer Blühwiese
(siehe Textfestsetzung Nr. 1.5)

(nicht ausgebaut)

Ende Entwässerungsgraben

Entwässerung
Abfließendes Oberflächenwasser darf dem Straßengrundstück der K 10
nicht zugeführt werden.
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Anfahrsicht (RAL 2012)
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Fläche für die Landwirtschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 18 a BauGB)

Private Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Geltungsbereich des Bebauungsplanes (§ 9 Abs. 7 BauGB)
Grenze des Teilgeltungsbereiches 1

- Die Befestigung der PKW-Stellplätze ist hierauf nicht anzurechnen.

Fläche für die Landwirtschaft
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0

1.6   Bindungen für die Erhaltung von Bäumen und Sträuchern
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB):
- Die innerhalb des Baugrundstückes entlang der Götzmannstraße vorhandenen
Gehölze sind zu erhalten und in die Freiflächenplanung zu integrieren, soweit sie
außerhalb der freizuhaltenden Sichtfelder liegen.

Ortseingangsschild

47/3

2.     Planungsrechtliche Textfestsetzungen
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Zweckbestimmung: Grünland
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